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Landtag Nordrhein-Westfalen 
Herrn Landtagspräsidenten André Kuper, MdL 
Platz des Landtags 1  
40221 Düsseldorf 
 
Per E-Mail: AULNV@landtag.nrw.de 
 
 

 

Anhörung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume am 18. September 2023; 
zur Halbzeit Agenda 2030; die globalen Nachhaltigkeitsziele in Nordrhein-
Westfalen konsequent umsetzen; 
Antrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/Die Grünen; 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident Kuper, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, in o.g. Sache eine Stellungnahme abge-
ben zu können. Mit den nachfolgenden Anmerkungen möchten wir uns be-
wusst nur auf einige aktuelle Fragestellungen konzentrieren und weisen darauf 
hin, dass wir mit unseren Ausführungen keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
verbinden. 
 
Grundsätzliches 
 
Die nordrhein-westfälischen Kommunen bekennen sich seit langem zu den in-
ternationalen Nachhaltigkeitszielen. Es geht darum, unsere Städte, Kreise und 
Gemeinden auch für nachfolgende Generationen lebenswert zu halten. Der Kli-
mawandel, die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, die Energie- und Klima-
krise sowie die globalen Fluchtbewegungen zeigen das dringende Erfordernis, 
unsere Nachhaltigkeitsstrategien und Klimakonzepte weiterzuentwickeln.  
 
Die 17 globalen Nachhaltigkeitsziele sollten in knapp sieben Jahren Wirklich-
keit werden. Bei der Umsetzung der 17 Nachhaltigkeitsziele kommt den Kom-
munen eine grundlegende Verantwortung zu. 
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Das Bewusstsein einer globalen Verantwortung ist in den Kommunen in den vergangenen Jahren erheblich 
gewachsen. Ob die vielen Fortschritte ausreichen, um die Ziele bis 2030 umfassend zu erreichen, ist den-
noch nicht gesichert. Übergreifende Nachhaltigkeitsstrategien, eine systematische Wirkungsmessung sowie 
eine Verankerung in den Haushalten werden hier in den kommenden Jahren einen wichtigen Beitrag leisten. 
 
Allein das Bemühen um Nachhaltigkeit wird dabei vielfach nicht hinreichend sein. Hinzutreten muss ein 
stärkeres Bewusstsein für die begrenzten natürlichen Ressourcen, für den Klimawandel und den drohenden 
Artenverlust sowie entsprechende Wechselwirkungen. Bund, Länder und Kommunen müssen Rahmenbe-
dingungen, Anreize und Impulse setzen für ein ressourcen-schonendes Leben und den Erhalt der Lebens-
qualität. 
 
Die Rahmenbedingungen sind für alle Ebenen eine enorme Herausforderung. Die Flächenneuinanspruch-
nahme und der Ressourcenverbrauch und die dabei entstehenden Emissionen belasten die Umwelt, hohe 
Schulden gefährden die Fähigkeit zum sozialen Ausgleich und Zukunftsinvestitionen.  
 
Kommunalrelevante Ziele sollten im Fortschreibungsprozess der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes NRW 
sowie auch in der Post-Agenda 2030 selbst stärker Berücksichtigung finden. Wir bitten das Land sich hierfür 
stark zu machen. Die Kommunen sollten stärker als bisher als Akteure für Nachhaltigkeit und globale Ver-
antwortung bei Nachhaltigkeitsstrategien von Bund und Ländern berücksichtigt werden. 
 
1. Nachhaltigkeitsaktivitäten strategisch steuern und evaluieren  
 
Eine strategische Herangehensweise ist von hoher Bedeutung, Nachhaltigkeit ist ein Querschnittsthema in 
der Kommune aber auch zwischen Land und Kommunen sowie zwischen Land und Bund. Ein übergreifender 
strategischer und integrierter Koordinierungsansatz ist wichtig. Dies gilt gerade angesichts aufkommender 
Zielkonflikte ebenso wie der Nutzung von Synergien. Wichtig ist eine systematische Wirkungsmessung der 
Aktivitäten, die in die Planung neuer Maßnahmen einfließt. Erforderlich ist Messbarkeit, das Setzen von 
Zielwerten und ein nachvollziehbares Monitoring, wirklich nachhaltig zu produzieren, zu nutzen oder zu 
konsumieren.  
 
Wichtig für ein funktionierendes Monitoring sind qualitativ hochwertige, leicht verständliche und verfüg-
bare Datengrundlagen. Die statistischen Ämter auf allen Ebenen müssen gestärkt und digitale Verfahren 
zum Austausch zwischen der kommunalen und staatlichen Ebene verbessert werden. 
 
2. Landesförderung zum nachhaltigen Umbau 
 
Städte, Kreise und Gemeinden sind die Motoren der Nachhaltigkeit vor Ort. So sind sie auch über die kom-
munalen Spitzenverbände in verschiedenen Gremien, wie beispielsweise dem Dialog Nachhaltige Kommu-
nen oder dem Team Nachhaltigkeit vertreten. Gleichwohl reicht es nicht aus, die kommunalen Aktivitäten 
nur durch Beratungs- und Informationsangebote des Landes zu unterstützten. 
 
Im Rahmen der Fortentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie NRW muss insbesondere den Gesichtspunk-
ten des Gesundheitsschutzes und des Schutzes vor Hochwasser und Starkregenereignissen ein besonderer 
Stellenwert eingeräumt werden. 
 
Bedingt durch Klimawandel nehmen in den Kommunen die Hitzebelastungen und ebenso die Starkregene-
reignisse seit Jahren zu. Dieses dokumentiert auch der Klimaatlas NRW, der seit dem 09.11.2022 verfügbar 
ist. In Anbetracht dessen ist es erforderlich, dass ein nachhaltiger Schutz vor Hitze und Überschwemmungen 
bzw. Überflutungen erfolgt. Hierfür ist ein Umbau der vorhandenen öffentlichen Infrastruktur in vielen 
Kommunen erforderlich. Deshalb muss eine Landesförderung von investiven Maßnahmen unter anderem 
zur Entsiegelung und Wiederbegrünung öffentlicher Flächen noch verstärkter angegangen werden. 
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Unter fördertechnischen Gesichtspunkten hat sich die so genannte Billigkeitsrichtlinie des MWIKE als durch-
schlagender Erfolg erwiesen. Städten, Kreisen und Gemeinden wurden pauschal Geldzuweisungen für in-
vestive Maßnahmen in den Klimaschutz zugewiesen, so dass zeitnah Maßnahmen durch die Kommunen 
zeitnah in Angriff angenommen und umgesetzt werden konnten.  
 
Im Interesse eines raschen und effektiven Hitze- und Überflutungsschutzes muss eine solche Pauschalför-
derung auch im Bereich der Klimaanpassung unter dem Gesichtspunkt der nachhaltigen Stadtentwicklung 
angegangen werden. 
 
Insbesondere die (Wieder)Begrünung von innerstädtischen Bereichen trägt maßgeblich dazu bei, die Hitze-
belastung in den Sommermonaten zu vermindern und zugleich kann durch die Wiederanlegung von natür-
lichen Bodenflächen die Grundlage dafür geschaffen wird, dass Starkregenereignisse abgemildert werden 
können. 
 
Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, dass die Personaldecke in den Städten, Gemeinden und Kreisen mitt-
lerweile so knapp bemessen ist, dass kaum Personal verfügbar ist, um Umsetzungskonzepte zu erstellen 
und entsprechende Förderanträge ausarbeiten zu können. Auch angesichts dieser Personalknappheit ist 
eine Pauschalförderung nach dem Muster der so genannten Billigkeitsrichtlinie einer regulären Förderung 
eindeutig vorzuziehen, damit investive Maßnahmen der Klimaanpassung zeitnah in die Umsetzung gebracht 
werden können. 
 
3. Nachhaltiges Bauen und Verkehrswende 
 
Ein Schwerpunkt muss die forcierte Förderung des nachhaltigen Bauens und der Modernisierung im Be-
stand sowie die Nachverdichtung im Innenbereich statt Flächeninanspruchnahme im Außenbereich wer-
den. Zugleich muss der Erhalt von Grün- und Freiflächen in den verdichteten Räumen noch stärker in den 
Fokus rücken. Wichtig ist dabei die Orientierung nicht primär an quantitativen, sondern an qualitativen Kri-
terien. Vielfältig nutzbare Grün- und Freiflächen im Innen- und Außenbereich sind für die Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels (Hitze- und Starkregenvorsorge), den Erhalt der Biodiversität (v.a. Biotopverbund) 
ebenso wie für die Lebensqualität in den Kommunen von hoher Bedeutung. Es braucht insofern eine Aus-
weitung hochwertiger Grün- und Freiflächen. Hierzu sollten planungsrechtliche Instrumente verstärkt ein-
gesetzt werden.  
 
Im Interesse des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit im Baubereich ist es zudem sinnvoll, dass bei Be-
standsgebäuden geprüft wird, ob eine Kernsanierung einem Abriss und Neubau vorzuziehen ist. Dabei ist 
jeweils zu prüfen, ob Recyclingbaustoffe eingesetzt werden können. Insoweit hat der Landesgesetzgeber in 
§ 2 LKrWG NRW in ausreichender Art und Weise geregelt, unter welchen Voraussetzungen ein Einsatz von 
Ersatzbaustoffen im Hoch- und Tiefbau in Betracht gezogen werden kann. 
 
Darüber hinaus verweisen wir auf das Eckpunktepapier „Nachhaltiges Bauen und Verkehrswende mit 
Tempo umsetzen“, welches als Anlage beigefügt ist. 
 
4. Soziale Gerechtigkeit 
 
Ebenso werden die Fragen der sozialen Gerechtigkeit immer drängender. Trotz positiver Entwicklungen 
muss das Engagement auf allen Ebenen und in allen Landesteilen gleichermaßen weiter ausgebaut werden, 
um tatsächlich zu gewährleisten, dass niemand zurückgelassen wird. Der demografische Wandel mit seinen 
komplexen Auswirkungen zwingt uns dazu, alle Potenziale, die in der Gesellschaft vorhanden sind, auf ihrem 
jeweiligen Niveau zu fördern. Dies betrifft vor allem die weitere Stärkung von Bildungsangeboten und wich-
tige Ausweitung der Erwerbsmöglichkeiten für Frauen, Älteren sowie Menschen mit Handicap oder Migra-
tionshintergrund. 
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5. Wissensaustausch 
 
Kommunen sind individuellen Voraussetzungen und Herausforderungen ausgesetzt. Diese unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen sind bei der Umsetzung von Nachhaltigkeitsaktivitäten zu berücksichtigen. Den-
noch können Kommunen auf bestehenden Erfahrungen aufbauen. Beispiele guter Praxis bieten Orientie-
rung für die Umsetzung in anderen Kommunen. Dem Wissens- und Erfahrungsaustausch zwischen Kommu-
nen ebenso wie mit dem Land, der Wissenschaft und weiteren Akteurinnen und Akteuren kommt daher 
eine hohe Bedeutung zu. Auch übergreifende Beratungsangebote des Landes und des Bundes sind eine 
wichtige Unterstützung für die lokale Umsetzung. Ebenso können datengestützte Prognosemodelle dazu 
beitragen, die Wirkung von Maßnahmen auf die Nachhaltigkeitsziele abzuschätzen und diese zu erreichen. 
 
6. Fortschreibung schon jetzt beginnen 
 
Kommunen ergreifen eine Vielzahl an Maßnahmen für die Umsetzung der SDGs auf lokaler Ebene. Gleich-
zeitig sind sie sich bewusst, dass lokales Handeln und Engagement für eine nachhaltige Entwicklung nicht 
an ihrer Grenze Halt machen, sondern im globalen Kontext gedacht werden müssen. Zahlreiche Kommunen 
machen ihre Nachhaltigkeitsstrategien im Rahmen von Voluntary Local Reviews gegenüber den Vereinten 
Nationen sichtbar. Beispiele für internationales Engagement der Kommunen sind zudem Klimapartner-
schaften mit Kommunen aus dem globalen Süden oder die Zusammenarbeit in Netzwerken wie dem Klima-
Bündnis. Kommunen sind aber nicht nur Umsetzungsebene internationaler Nachhaltigkeitsziele.  
 
Das Land sollte sich gegenüber dem Bund dafür stark machen, dass bereits heute ein Folgeprozess beginnt, 
in den die kommunale Ebene systematisch eingebunden wird.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 
 
 
 
 

Dr. Christine Wilcken 
Beigeordnete 

des Städtetages Nordrhein-Westfalen 
 

 

 
Dr. Marco Kuhn 

Erster Beigeordneter 
des Landkreistages Nordrhein-Westfalen 

 
 
 
 

Rudolf Graaff 
Beigeordneter 

des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen 
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Seit 2014 tauscht sich das Gremium „Dia-
log Nachhaltige Kommunen NRW“, mit Be-
teiligung von Vertreter*innen der Kommu-
nalen Spitzenverbände, zweimal jährlich 
mit dem Staatsekretär des MUNV NRW zu 
Fragen der Nachhaltigen Entwicklung, der 
NRW-Nachhaltigkeitsstrategie sowie der 
Zusammenarbeit von Land und Kommu-
nen aus. Die Landesarbeitsgemeinschaft 
Agenda 21 NRW (LAG 21 NRW) koordiniert 
das Dialogformat inhaltlich.

Mitglieder:

Ingo Brohl
(Landrat des Kreises Wesel)

Pit Clausen
(Oberbürgermeister der Stadt Bielefeld)

Katja Dörner
(Oberbürgermeisterin der Stadt Bonn)

Rudolf Graaff
(Beigeordneter des Städte- und 
Gemeindebundes NRW)

Mario Hecker
(Bürgermeister der Gemeinde Kalletal)

Felix Heinrichs
(Oberbürgermeister der Stadt 
Mönchengladbach)

Ludwig Holzbeck
(Dezernent des Kreises Unna)

Dr. Gero Karthaus
(Bürgermeister der Stadt Engelskirchen)

Dr. Marco Kuhn
(Erster Beigeordneter Landkreistag NRW)

Markus Lewe
(Oberbürgermeister der Stadt Münster)

Erik Lierenfeld
(Bürgermeister der Stadt Dormagen)

Jörn Möltgen
(Bürgermeister der Gemeinde Havixbeck)

Hans-Jürgen Petrauschke
(Landrat des Rhein-Kreises Neuss)

Simone Raskob
(Beigeordnete der Stadt Essen)

Elke Reichert
(Dezernentin des Rheinisch-
Bergischen Kreises)

Henriette Reker
(Oberbürgermeisterin der Stadt Köln)

Dr. Ute Röder
(Verwaltungsvorständin des
Kreises Lippe)

Christoph Rüther
(Landrat des Kreises Paderborn)

Mechtild Schulze Hessing 
(Bürgermeisterin der Stadt Borken)

Dr. Christian Schulze Pellengahr
(Landrat des Kreises Coesfeld)

Burkhard Schwuchow
(Bürgermeister der Stadt Büren)

Dr. Christine Wilcken
(Beigeordnete des Städtetags NRW)

Thomas Westphal
(Oberbürgermeister der Stadt Dortmund)

Harald Zillikens
(Bürgermeister der Stadt Jüchen)
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In Zeiten multipler Krisen und steigen-
dem Handlungsdruck zur Umsetzung 
einer sozial-ökologischen Transforma-
tion sind die Kommunen mehr denn je 
als Gestaltende des Wandels gefragt. 
Auf der lokalen Umsetzungsebene 
müssen die entscheidenden Weichen 
zur Erreichung der von den Vereinten 
Nationen beschlossenen Nachhaltig-
keitsziele unter Beachtung der Plane-
taren Grenzen gestellt werden. Um die 
Umsetzung zu forcieren und Vorreiter 
für gelungene Transformationsprozes-
se und Innovation zu sein, benötigen 
die Kommunen entsprechende gesetz-
liche Rahmenbedingungen und eine 
auskömmliche Unterstützung von Land 
und Bund. Nur als Gemeinschaftswerk 
und mit einer zielorientierten Zusam-
menarbeit aller politischen Ebenen ge-
lingt der notwendige Wandel als Grund-
lage für zukünftige Generationen. 

Als Vertreterinnen und Vertreter des 
„Dialogs Nachhaltige Kommunen 
NRW“1 sind wir uns dieser Verantwor-
tung zum Handeln bewusst und möch-
ten mit unseren Empfehlungen des 
Eckpunktepapiers an die Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalens Lösungs-
ansätze aus kommunaler Perspekti-
ve für eine beschleunigte Umsetzung 
einer Nachhaltigen Entwicklung in den 
Transformationsbereichen Nachhalti-
ges Bauen und Verkehrswende beitra-
gen.  

Die Themenkomplexe Nachhaltiges 
Bauen und Verkehrswende stellen 
zentrale kommunale Herausforderun-
gen dar und werden in der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie als Transfor-
mationsbereich zusammengedacht, 

um gegenseitige Wechselwirkungen 
und systemische Zusammenhänge in-
tegriert berücksichtigen zu können. 
Die Bedeutung der Kommunen bei 
der Umsetzung der Nachhaltigkeits-
ziele ist durch die lokale Expertise be-
sonders wertvoll, da bereits zahlreiche 
Kommunen mit eigenen Projekten und 
Programmen über strategische und 
experimentelle Modellerfahrungen 
verfügen, die zu einem Nachhaltigen 
Bauwesen und einer sozial-ökologi-
schen Verkehrswende beitragen. Zu-
gleich zeigen landes- und bundesweite 
Indikatoren, dass die erzielten Fort-
schritte in diesen Bereichen insgesamt 
zu gering sind, um die durch Bund und 
Land formulierten Nachhaltigkeitszie-
le zu erreichen. Sowohl die verfehlten 
CO2-Sektorziele im Verkehr als auch 
die nicht ausreichenden Sanierungs-
quoten und nachhaltigen Neubauten 
sowie Flächenziele, zeigen die Dring-
lichkeit des Handelns auf. Chancen und 
zahlreiche Lösungsansätze für eine 
sozialgerechte sowie klima- und um-
weltfreundliche Mobilität und für ein 
innovatives Bauwesen, das bedarfsori-
entiert und ressourcen- sowie klima-
schonend aufgestellt ist, bedürfen jetzt 
der Umsetzung. 

Nach gemeinsamer Konsultation brin-
gen die Mitglieder des Dialogs Nach-
haltige Kommunen NRW folgende 
Empfehlungen zur Stärkung der Um-
setzung des Transformationsbereichs 
Nachhaltiges Bauen und Verkehrswen-
de ein. Diese dienen zudem als inhalt-
liche Eckpunkte für die Weiterentwick-
lung der Nachhaltigkeitsstrategie des 
Landes Nordrhein-Westfalen:

1 Das Eckpunktepapier wurde mehrheitlich beschlossen. 
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Schaffung von Qualifizierungs- und Weiterbildungsan-
geboten zu Nachhaltigem Bauen in NRW 

Priorisierung ökologischer Gebäudesanierungsmaß-
nahmen gegenüber Neubauten 

Unterstützung ökologisch-sozialer Bauweise mit orga-
nischen Materialien 

Klare Leitlinien für die kommunale Wärmeplanung  

Ganzheitliche, strukturelle Finanzierung mit Nachhaltig-
keitskriterien verknüpfen 

Experimentierräume für eine Stadt der kurzen Wege 

Radschnellwege als wichtiges Bindeglied zwischen Stadt 
und Land 

Infrastruktur schaffen – unbürokratische Finanzierung 
gewährleisten 

Flexibilisierung von Genehmigungsverfahren zur An-
passung an neue Mobilitätsbedürfnisse  

Die kommunale Verkehrswende in der NRW-Nachhaltig-
keitsstrategie stärker berücksichtigen 

Umsetzung der Verkehrswende durch beschleunigte und 
integrierte Planung stärken 

Verkehrsträger sinnvoll verknüpfen - Multimodales Mo-
bilitätsverhalten stärken

Zügiger Abbau rechtlicher Hürden für die Umsetzung 
der Verkehrswende

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

Nachhaltiges Bauen

Nachhaltige Mobilität
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Nachhaltiges Bauen

Das konventionelle Bauwesen ver-
ursacht rund 40 % der globalen CO2-
Emissionen und belastet die Umwelt 
durch einen hohen Energie- und Res-
sourcenverbrauch erheblich. Nach 
dem Prinzip der Kreislaufwirtschaft 
ist es für ein nachhaltiges Bauwesen 
unabdingbar, (Bau-)Stoffkreisläufe zu 
schließen und Kaskadennutzungen in 
Bezug auf den Bausektor anzustreben. 
Kommunen als Träger öffentlicher Ge-
bäude und Anlagen besitzen an dieser 
Stelle vielfältige Handlungs- und Steu-
erungsmöglichkeiten, die es zu nutzen 
und weiter auszubauen gilt.

1. Schaffung von Qualifizierungs- und 
Weiterbildungsangeboten zu Nachhal-
tigem Bauen in NRW 

Eine zentrale, künftig noch zunehmen-
de kommunale Herausforderung im 
Bereich des Nachhaltigen Bauens stellt 
der Fachkräftemangel sowie der Man-
gel an Weiterbildungsmöglichkeiten 
für bereits vorhandenes Personal dar. 
Daher wird die Landesregierung an-
geregt, neue Qualifizierungs- und Wei-
terbildungsangebote zu Nachhaltigem 
Bauen, etwa im Rahmen eines landes-
weiten Kompetenzzentrums für Nach-
haltiges Bauen, zu entwickeln. Das An-
gebot könnte sowohl Initialberatungen 
als auch Inhouse-Schulungen, sowie 
die Leitfadenerstellung zur flächende-
ckenden Grundlageninformation um-
fassen. Relevant ist dabei insbesonde-

re, dass etwaige Beratungstätigkeiten 
zeitnah und frühzeitig im Planungspro-
zess erfolgen, um sowohl kommunale 
Bauprozesse als auch durch Privatin-
vestoren finanzierte Bauvorhaben von 
Beginn an nachhaltig aufzustellen. Dies 
würde zudem die Möglichkeit eröffnen, 
Maßnahmen zur Klimafolgenanpas-
sung an Gebäuden und im Außenbe-
reich frühzeitig in Planungsprozesse zu 
integrieren.

2. Priorisierung ökologischer Gebäu-
desanierungsmaßnahmen gegenüber 
Neubauten  

Der Effekt für Energieeinsparung und 
Klimaschutz liegt bei der energeti-
schen Gebäudesanierung rund um das 
4,5-fache höher als bei Neubauten – 
zusätzlich hat der geringere Flächen-
verbrauch auch die Ressourcenscho-
nung in den Kommunen zur Folge. Die 
Entscheidung zwischen Abriss und 
Neubau oder Umbau bzw. Sanierung 
von Bestandsbauten bedarf eines dezi-
dierten Bilanzierungsverfahrens, damit 
eine bessere Entscheidungsgrundlage 
im Hinblick auf Beiträge zu Energie-
einsparung und Klimaschutz, sowie die 
Wirtschaftlichkeit der Sanierungsmaß-
nahmen geschaffen wird. Sanierungs-
maßnahmen können durch Förder-
programme und Subventionierungen 
durch die Landesregierung wirtschaft-
licher werden, um Stadtentwicklung 
ressourcenschonender und klima-
freundlicher gestalten zu können. Im 
geförderten Wohnungsbau können die 
Sanierungsquoten gesteigert werden, 

Erläuterungen zu den Empfehlungen 
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indem über das Instrument Wohnungs-
bauförderung im Förderbereich Mo-
dernisierung mehr Mittel bereitgestellt 
werden. Darüber hinaus ist das Inst-
rument insgesamt attraktiver zu ge-
stalten, beispielsweise durch die Ver-
einfachung der Antragstellung sowie 
einer veränderten Zinsgestaltung. Eine 
geförderte Modernisierung führt zu-
dem zu einer Verlängerung der Sozial-
bindung und hat somit auch im Bereich 
sozialer Nachhaltigkeit einen positiven 
Nutzen. Darüber hinaus sollten recht-
liche Rahmenbedingungen zur Erhö-
hung der Sanierungsquoten geprüft 
und entsprechende Zielsetzungen in 
die NRW-Nachhaltigkeitsstrategie auf-
genommen werden.

3. Unterstützung ökologisch-sozialer 
Bauweise mit organischen Materialien 

Der Holzbau und die Nutzung weiterer 
organischer Materialien im Bauwesen 
bieten vielfältige Vorteile, insbesonde-
re im Hinblick auf Potentiale der Emis-
sionsvermeidung. Um die Nutzung pra-
xisnah zu stärken, bedarf es einerseits 
Unterstützung durch die Förderung von 
Know-how, der Entwicklung und Ver-
breitung erfolgreicher Praxisbeispiele 
sowie im Rahmen finanzieller Ressour-
cen in den Kommunen. Darüber hinaus 
wird eine Stärkung der Thematik öko-
logisch-sozialer Bauweise mit orga-
nischen Materialien in der Weiterent-
wicklung der Nachhaltigkeitsstrategie 
angeregt sowie eine generelle, klare 
Schwerpunktsetzung diesbezüglich im 
Baubereich durch die Landesregierung. 

In diesem Zusammenhang ist auch eine 
Anpassung des Bauordnungsrechts 
und ggf. eine Neubewertung des The-
mas Brandschutz im Zusammenhang 
mit dem Einsatz organischer Mate-
rialien erforderlich, um beispielsweise 
deren Verwendung bei Sonderbauten 
(z.B. Hochhäusern) zu ermöglichen.

4. Klare Leitlinien für die kommunale 
Wärmeplanung  

Der Prozess in Richtung einer klima-
neutralen Wärmeversorgung des kom-
munalen Gebäudebestandes erfordert 
seitens der Kommunen vielfältige Pla-
nungsbedarfe. Langfristige Konzepte 
zur Transformation der kommunalen 
Wärmeversorgung sollten ein Standard 
in den Kommunen werden. Fehlende 
einheitliche, rechtliche Rahmenbedin-
gungen stellen die Kommunen zuneh-
mend vor Herausforderungen. Daher 
wird die Landesregierung angeregt kla-
re Leitlinien und rechtliche Vorgaben zur 
Erstellung der kommunalen Wärme-
planung zur einheitlichen Orientierung 
zu entwickeln, die zugleich die notwen-
dige kommunalspezifische Flexibilität 
zulassen. Neben Insel- und Quartiers-
lösungen müssen auch Wärmenetz-
konzepte Berücksichtigung finden, um 
das kommunale Energie- und Wärme-
management für die Zukunft sicher und 
nachhaltig aufzustellen. Ein besonderes 
Augenmerk ist hierbei auf dezentrale 
Quartierslösungen, die Nutzung von in-
dustrieller Abwärme, den Einsatz von 
regenerativen Energien und nachbar-
schaftlichen Vertragsmodellen zu legen.

Nachhaltiges Bauen
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5. Ganzheitliche, strukturelle Finan-
zierung mit Nachhaltigkeitskriterien 
verknüpfen 

Insbesondere die Nachhaltigkeitszerti-
fizierung von Gebäuden stellt ein Inst-
rument dar, das es ermöglicht, nach-
haltiges Bauen praktisch anwendbar, 
messbar und somit vergleichbar zu ma-
chen. An dieser Stelle sollten Förder-
programme ansetzen, um Nachhaltig-
keitszertifizierungen bei kommunalen 
Bauprozessen durch entsprechende 
Förderinstrumente zu ermöglichen. 
Darüber hinaus erscheint die Veran-
kerung klarer Nachhaltigkeitskriterien 
bei der Vergabe von Fördermitteln des 
Landes, unter anderem im Hinblick auf 
Energieeffizienz, Kreislaufwirtschaft, 
aber auch Klimafolgenanpassung, Flä-
chenmanagement, sozialen Wohnungs-
bau oder Barrierefreiheit, zielführend 
und notwendig. Grüne Hausnummern 
bei privaten und gewerblichen Gebäu-
den sollten dabei als öffentlichkeits-
wirksames Instrument landesweit ge-
nutzt werden.

Nachhaltiges Bauen
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Nachhaltige Mobilität

Der Verkehrssektor verursacht nach 
Energiewirtschaft und Industrie mit 
rund 20 Prozent CO2-Ausstoß den dritt-
größten Anteil an Treibhausgasemissi-
onen. Dabei ist Mobilität als menschli-
ches Grundbedürfnis die Voraussetzung 
für die gesellschaftliche Entwicklung 
auf sozialer sowie wirtschaftlicher Ebe-
ne. Die aktuelle Mobilitätsstruktur be-
deutet erhebliche Belastungen für Um-
welt und Gesundheit, zugleich nimmt 
die Relevanz einer gesellschaftlich-
ökologisch tragfähigen Mobilität zu. 
Für eine sozial- und bedarfsgerechte, 
umweltfreundliche Verkehrswende ist 
es unabdingbar, den öffentlichen Raum 
neu zu denken. Eine Stadt der kurzen 
Wege mit zukunftssicherer Mobilitäts-
infrastruktur und leicht zugänglichen 
Angeboten des Umweltverbundes birgt 
vielfältige Chancen, darunter die sozi-
algerechtere Ausgestaltung von Mobili-
tät, Lärmreduktion und eine Verbesse-
rung der Luft- und Aufenthaltsqualität. 
Zur Lösung der Herausforderungen im 
Mobilitäts- und Umweltbereich muss 
bei allen verkehrspolitischen Maß-
nahmen stets auch die Vernetzung von 
Ballungsräumen mit dem kreisange-
hörigen Raum in Bezug auf jegliche 
Verkehrsträger Berücksichtigung fin-
den, da sich in diesem Kontext enorme 
Potentiale der Emissionseinsparung 
und für nachhaltige Mobilität ergeben. 

6. Experimentierräume für eine Stadt 
der kurzen Wege   

Veränderungen im Bereich Verkehr und 
Mobilität betreffen häufig die grundle-
gende Herausforderung der Umvertei-
lung des öffentlichen Raumes in den 
Kommunen. Es braucht mutige kom-
munale Entscheidungen, um nach-
haltige Mobilität auf der kommunalen 
Ebene zu bestärken. Daher sollten 
flexible, unbürokratische und kurzfris-
tige Möglichkeiten zur Schaffung von 
Experimentierräumen gegeben und 
rechtlich abgesichert sein. Diese Frei-
räume sind elementar für kommunale 
Akteur*innen, um bei der partizipativen 
Gestaltung der kommunalen Verkehrs-
wende kommunalspezifische sowie in-
novative Lösungen zu erproben. Auch 
kann durch die Schaffung von Experi-
mentierräumen der Ausbau der Fuß-
gänger- und Radinfrastruktur in der 
Stadtplanung im Sinne einer „Stadt der 
kurzen Wege“ gefördert werden. Die 
Stadt der kurzen Wege zeichnet sich 
insbesondere auch durch adäquate und 
direkte fußläufige Verbindungen aus. 
Dabei wird dem Fußverkehr als eigen-
ständige Verkehrsart derzeit noch zu 
wenig Bedeutung geschenkt. Probleme 
gibt es jedoch auch hier in Form von zu 
schmalen bzw. zugeparkten Gehwegen, 
fehlender Barrierefreiheit, nachteili-
gen Ampelschaltungen oder fehlenden 
Querungsmöglichkeiten. Insbesondere 
die Einräumung von Fußgängerüber-
wegen ist derzeit an zu hohe rechtliche 
Hürden gekoppelt, welche dringend 
abgebaut werden müssten. Die expe-
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rimentelle, zunächst zeitlich begrenzte 
Einrichtung von Modellquartieren als 
Reallabor kann einen Meilenstein auf 
dem Weg zu einer autoärmeren Innen-
stadt darstellen. Darüber hinaus sind 
auch Leuchtturmprojekte notwendig, 
um innovative Konzepte zu erproben 
und schlussendlich mit überregionaler 
Strahlkraft in die Breite tragen zu kön-
nen. 

7. Radschnellwege als wichtiges Bin-
deglied zwischen Stadt und Land 

Neben kurzfristig umsetzbaren Maß-
nahmen zur Förderung des Radver-
kehrs, wie Pop-Up-Radwegen oder die 
Einrichtung (temporärer) Fahrradstra-
ßen, stellen überörtliche Radwegever-
bindungen und Regionale Radschnell-
wege zentrale Elemente dar, um die 
Attraktivität des Radverkehrs als Ver-
kehrsmittel auch für die Nutzung über 
weitere Strecken zu steigern und als 
Pull-Faktor den Pendelndenverkehr 
vom motorisierten Individualverkehr 
hin zum Radverkehr zu verlagern. Rad-
schnellwege dienen als Verbindungen 
von bedeutenden Quell- und Zielgebie-
ten und weisen dem Radverkehr auch 
eine überörtliche Verkehrsfunktion zu. 
Nicht zu vernachlässigen ist in diesem 
Kontext auch eine schnelle Anbindung 
der Stadt-Umland-Beziehungen. Zur 
Umsetzung sollte nicht lediglich die 
Beschleunigung des Baus neuer Rad-
verkehrsinfrastruktur angestrebt wer-
den, sondern die Planung von Radwe-
geverbindungen und die Ertüchtigung 
bereits vorhandener Strukturen bei 

jeglichen Neu- oder Umbaumaßnah-
men von Straßen mitgedacht werden. 
Bei der Realisierung überörtlicher 
Radwegebeziehungen kann beispiels-
weise auf die vorhandene Wirtschafts-
wegeinfrastruktur im ländlichen Au-
ßenbereich zurückgegriffen werden. 
Des Weiteren sollte die Verknüpfung 
eines attraktiven Zubringernetzes in 
den Kommunen mitgedacht werden. 
Von Relevanz ist insbesondere, dass 
bestehende Planungen und Umsetzun-
gen für Radschnellwege durch Stra-
ßen.NRW vorangetrieben werden und 
die Bauabschnitte bei Bauvorhaben 
möglichst schnell zu langen, zusam-
menhängend befahrbaren Streckenab-
schnitten führen.

8. Infrastruktur schaffen – unbürokra-
tische Finanzierung gewährleisten 

Nachhaltige Mobilität erfordert eine 
entsprechende zukunftssichere Infra-
struktur. Neben einer an Nachhaltig-
keitszielen orientierten Verkehrsinfra-
strukturplanung des Landes sind hier 
zur Finanzierung des fahrradfreundli-
chen Umbaus der kommunalen Stra-
ßen und des Ausbaus von Angeboten 
des öffentlichen Nahverkehrs neue, 
langfristige und nachhaltig ausge-
richtete Fördermittelinstrumentarien 
unter anderem des Landes notwendig. 
Der öffentliche Nahverkehr ist ein un-
verzichtbarer Teil der Mobilitätsinfra-
struktur in den Kommunen und muss 
als solcher nicht lediglich langfristig 
finanziell abgesichert sein, sondern 
ebenfalls stetig weiter ausgebaut und 

Nachhaltige Mobilität
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auf diese Weise attraktiviert werden. 
Darüber hinaus sollten die Beantra-
gungsprozesse bei Förderinstrumen-
ten im Hinblick auf das bürokratische 
Verfahren, den Aufwand und die Fris-
ten verbessert, sowie Lösungen für 
vorgegebene Eigenbeiträge im Falle fi-
nanzschwacher Kommunen gefunden 
werden. Besondere Berücksichtigung 
sollten angemessene Antragsfristen 
finden, die mit den Personalkapazi-
täten der Verwaltungen einzuhalten 
sind. 

9. Flexibilisierung von Genehmigungs-
verfahren zur Anpassung an neue Mo-
bilitätsbedürfnisse  

Der lange Planungsvorlauf kommu-
naler Projekte zu Mobilitätsinfra-
struktur hat zur Folge, dass sich die 
Anforderungen und Bedürfnisse an 
Mobilitätsinfrastruktur während der 
mehrjährigen Planungs- und Baupha-
se bisweilen verändern können. Dieser 
Sachverhalt sollte in den Förderricht-
linien Berücksichtigung finden, indem 
diese mehr Flexibilität zulassen und 
Nachhaltigkeitsaspekte gestärkt wer-
den. So sollte etwa gewährleistet sein, 
dass bereits durchgeführte Planungen 
an neue Mobilitätsbedürfnisse ange-
passt werden können, ohne dass die 
Förderung durch Planänderungen ge-
fährdet wird oder Planungsverfahren 
vollständig neu aufgenommen werden 
müssen. Auf diese Weise kann einer 
frühzeitigen Obsoleszenz von kom-
munaler Verkehrsinfrastruktur vorge-
beugt werden. Erforderlich wäre zu-

dem die Flexibilisierung von Planungen 
für Infrastrukturmaßnahmen von Land 
und Bund, wie beispielsweise im Bun-
desverkehrswegeplan gesetzlich ver-
ankerte Maßnahmen, und zwar in der 
Weise, dass heutige Maßstäbe für eine 
verstärkte Ausrichtung auf nachhaltige 
Mobilitätsmittel trotz der gesetzlichen 
Verankerung auch nachträglich noch 
Berücksichtigung finden können. 

10. Die kommunale Verkehrswende 
in der NRW-Nachhaltigkeitsstrategie 
stärker berücksichtigen 

In der Weiterentwicklung der NRW-
Nachhaltigkeitsstrategie sollte die 
kommunale Verkehrswende in den 
Zielsetzungen stärkere Berücksichti-
gung finden und im Gesamtkontext der 
Nachhaltigen Entwicklung gedacht und 
gestärkt werden. So wird die Landesre-
gierung angeregt notwendige Zielset-
zungen zur nachhaltigen Nahmobilität 
(Modal-Split), sozial-ökologischen In-
frastrukturaus- bzw. -umbaus, Reduk-
tion von CO₂-Emissionen des Verkehrs-
sektors, Verkehrssicherheit oder der 
Verbesserung der kommunalen Daten-
verfügbarkeit in der Strategie zu ver-
ankern, um die Verkehrswende auf der 
kommunalen Ebene stärker zu fördern.  

11. Umsetzung der Verkehrswende 
durch beschleunigte und integrierte 
Planung stärken 

Eine Beschleunigung der Umsetzung 
der Verkehrswende kann nur durch die 

Nachhaltige Mobilität
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Vereinfachung von Planungsverfahren 
und -abläufen sowie Planungsrecht 
und -prozessen erreicht werden. Dies 
muss einhergehen mit der Stärkung 
von nachhaltigen und integrierten Pla-
nungsansätzen. Die Ganzheitlichkeit 
der Planungen in Bezug auf Mobili-
täts- und Infrastrukturmaßnahmen in 
der Stadtplanung muss auch in För-
derprogrammen stärker Berücksich-
tigung finden, um diese finanzierbar 
und attraktiv zu gestalten. Weiterhin 
sollte hinsichtlich der Planungspro-
zesse – beispielsweise überörtlicher 
oder regionaler Radwegeverbindun-
gen – auch eine Verbesserung der Ko-
operation zwischen den verschiedenen 
administrativen Ebenen und Behörden 
angestrebt werden, um zu gewährleis-
ten, dass diese ergänzend ineinander-
greifen und sinnvoll aufeinander ab-
gestimmt sind. Ergänzend sollte neben 
dem Planungsrecht auch das Bauord-
nungsrecht entsprechend den Zielset-
zungen der Verkehrswende (Stellplatz-
nachweis, Sicherung der Erschließung) 
novelliert werden.    

12. Verkehrsträger sinnvoll verknüp-
fen - Multimodales Mobilitätsverhal-
ten stärken 

Die effiziente Verknüpfung verschiede-
ner umweltfreundlicher Verkehrsträ-
ger leistet einen entscheidenden Bei-
trag zur erfolgreichen Umsetzung der 
kommunalen Verkehrswende. Konkre-
te unterstützende Maßnahmen für die 
multimodale Anbindung können hier 
Mobilstationen an Verkehrsknoten-

punkten, Fahrradparkhäuser an Bahn-
höfen, Leihangebote und die kosten-
freie Fahrradmitnahme im Öffentlichen 
Nahverkehr darstellen. Darüber hinaus 
sollten die Umsteigeoptionen zwischen 
verschiedenen Verkehrsmitteln effek-
tiv und leicht zugänglich ausgestaltet 
sein. Hier ist insbesondere die digitale 
Bereitstellung von Informationen hin-
sichtlich Buchung, Verfügbarkeit und 
Abfahrtsplan bei allen Angeboten der 
multimodalen Anbindung unverzicht-
bar. Zur Umsetzung der verbesserten 
Verknüpfung der Verkehrsträger soll-
ten entsprechende Verwendungsmög-
lichkeiten sowohl im Rahmen von För-
derinstrumenten für den Radverkehr 
als auch für den Öffentlichen Nahver-
kehr Berücksichtigung finden. Weiter-
hin sollte zur Stärkung des multimo-
dalen Mobilitätsverhaltens auch der 
Fußverkehr stets mitgedacht werden. 

13. Zügiger Abbau rechtlicher Hürden 
für die Umsetzung der Verkehrswende  

Nachhaltige Mobilität erfordert neue 
gesetzliche Rahmenbedingungen und 
mehr Handlungsspielräume für die 
Kommunen. Die gegenwärtigen Be-
stimmungen des deutschen Straßen-
verkehrsrechts und Straßenrechts 
beinhalten eine einseitige Förderung 
des Autoverkehrs und bilden keine ge-
eignete Grundlage für eine an Nach-
haltigkeits- und Klimazielen orien-
tierte Mobilitätspolitik. Wichtige Ziele 
des Gemeinwohls, wie der Schutz vor 
Lärm- und Luftverschmutzung und 
eine hohe Wohn- und Aufenthaltsquali-

Nachhaltige Mobilität
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tät des öffentlichen Raums, werden auf 
diese Weise nicht ausreichend unter-
stützt. Die Schaffung fuß- und radver-
kehrsfreundlicher Infrastruktur, die 
Einrichtung verkehrsberuhigter Be-
reiche sowie die Handhabe über Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen werden 
durch hohe Hürden und Einschränkun-
gen erschwert. So begegnet beispiels-
weise die Schaffung temporärer Pop-
Up-Infrastruktur zur Beschleunigung 
der Verkehrswende in der Umsetzung 
hohen bürokratischen Hürden. Es be-
darf daher zeitnah eines grundlegen-
den Paradigmenwechsels und einer 
umfassenden Überarbeitung der recht-
lichen Rahmenbestimmungen.

Nachhaltige Mobilität


